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U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Beklagte und Revieioneklägerin,

— Prozeßbevollmächtigter;
„ o o 0 „ „ o 4 „ » ° o o o o _

Kläger und Revieionebeklagter9

— Prozeßbevollmächtigte: „ „ „ o „ „ „Vo „ „ „ „ ° „ o „ —o

Der.5„ Senat des Bundeseozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 150 Dezember 1967 durch

Senetepräsident ' R i c h t e r
— Vorsitzender —,

Bundeerichter Dro D a p p r i e h und

Bundeerichter ' M e l 1 W i t z ‚
Bundeeeozialrichter ‘ V o l p e r s und

Bundeseozielriehter M o g k

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landeeeozialgerichte Niedersachsen vom 130 Bezember 1966

aufgehoben„

Der Rechtsstreit wird zu neuer Verhandlung und Ent—
scheidung an das Landessozialgericht zurüokverwieeeno
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G r u n d e :
mw—r-ho ‚...—m..."..qu „» w»...

r 1907 geborenel lioer beane pruchte von d.er Beklagten

Zahlung von Unfa1lrente für die Zeit von 1946 bis März 1958‚

in der er sich im polnisch besetzten deutschen Gebiet

(Obe17schlesien) aufgehalten hate Er erlitt als Schacht—

hauer auf dem Schachtneuhau ”Ida“ in Othfresen/Harz am

20„ n1ra 1359 einen Arhe11sun1all bei dem er sich einen

.?Bruch des 50 und 4„ Lendenwirbelkörpers und einen BTUCL

der linken Speeiche zur og„ Die Beklagte gewährte dem

Kläaer durch Bescheid vom 270 Juli 1939 aus Anlaß dieses

anfalles vom 20 Juli 1939 an eine Verletztenteil rente

in Höhe von 30 VOHO als vorläufige Rente und setzte

diese Rente au1grund einer „achuntersucnung durch Eee eid

vom 120 Januar 1940 vom 10 März 1940 an auf e1ne Te1lrente'

von 20 V„K„ der Vollrente herabo Auf Antrag des Klägers

war diese Rente am Ende des Krieges auf das Sparkonto

des Klägers bei der Stadtsparkasse in Hindenburg Über—

ohnsitz des Klägers? über—'echlesien)9 dem damaligen %
wiesen worden; nach Entlassung aus der Wehrmacht bean—

tragte der Kla3ager bei der 7eknlagten im Februar 1946 von

Staffel/Krs
„

Limburg/Lahn aus, ihm die Rente wieder zu
zahlen Die Beklagte teilte ihm mit Schreiben vom 120

1946 mit9 daß nach einer Anordnung der Eilitärregierung

vom 160 Januar 1946 Renten unter 25 VOHo der Vollrente

nicht meh gewanrt werdeno Der Klager kehrte Lnde Februar/r

Anfang März1946 in se ine Heimat nac ' Hindenourg (Ober—

%les1e n} zurück und wurde im März 1958 mit seiner Ehe—

frau in die Bundesrepublik ausgesiedelt° Kit Schreiben

vom 180 märz 1958, eingegangen bei %r Bekl% ten am 190 März

1958‚ beantragte der Kläger‘) ihm aus Anlaß des 1959 er—

littenen diii?al les weiterhin eine Rente zu gewähreno Die

Beklagte ve1ranlaßte eine Nachuntersuchung in der chirur»

gischen Abtecilung des Stadtkrankenha ses Hanau a„M„ und

_5__
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3ewänrte dem Kläeer daraufhin mit escheid vom 29 Mai

195„ die Rente in Höhe von 20 v„Ho der Jollrente vom

1 br958 ano Den Antrag des Klägers? ihm auc
t von 1946 bis zum 18„ Mä z 1958 die Unfall»

rente zu ge ähren‚ lehnte die Bekltgte mit Bescheid

von 14O auni 1956 ab? weil der Rentenauspruch währe

@des Au°enthelts dee Kleberq unt er e

e

erhobene Klage, mit der

te für die Zeit vom

1958 verlangte — die

ieses Veri ahawe1& auf die

Grafen — un

1959 die Beklagte L1nter Abände-ung des Beecmeides vom

0 @ vom 19„ März

58 ame 1nleß dee Unfalles vom
nde rung der

um 20 VOHO zu zahlenc.Es hat

Die hiergeger von der Beklag—

hat das Landess ialyellcnt („„()

m 22° Juni 1960 zurückgewiesen„ Auf die

@gten hat das Bunde esozialßericht

(359) durch Urteil vom 260 Februar 1965 die Entschei—

ehoben med den Rechtsstreit eur er—

Uneuten Ve:harllui■ .nä Entscheidung an das l.SG zurück—

verwieeeno 333 LSG hat nit Trteil vom 155 Dezemeer 1966

Glc *G"UTULg der Beklagte1 abermals szurüekgéwiesen und
dczu N” h dem “rtei de BSG sei die Beklagte@ 0

als Träeer der gesetzlichen Unia llvere ieherung grund—

e
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zwar auch für Zeiten9 in denen sich der Versicherte
"\

außerhalb des ?elt wn Crsbereichs der ne ichs rwsicherur gs —
ordnung {TVG} eufhälto Die Zahlungsnrlicht entfelle

i Fällen der vorliegenden Art, in denen sich der

e polnisch besetzten deutsche n Gebiet

‚.)enthielt, wenn er während seines Aufenthalts in diesen

iet wegen des in entschland e1littenen Arbeitsu1—

fälles einen necits—iexruch auf Entschädieung gegen een

polnischen Vereicherungsträger hatte9 wobei es gleich—

egültig eei, ob der Unfall‚ der nach deutschen ? cht die

Zahlung einer dnfelliente auslöste, auch eine Renten—

zehlung im polnisch besetzten deutschen Gebiet tet„äch—

licl eusg>löet habe Es genüge, wenn die oolnis che

egelnng in großen Zügen mil der de1tschen Ente Chadi“

gungeailicht übereinstie zne und Wenn vor all en in polnira ch

'et „ent che de1gleichen Rechtsenlernoh

n„ Aufgrund der eingeholten Aus—
.,.)

1

hätten wie (ie le

ternatio nalen Arbeits emtes und des nüroskün1te Ces 'n

für ÄUslendsre„ten in Warschau sei erwiesen, dei in den

polnisch beeeteten Gebieten sowie in ;olen polnische

Ktedt‘"mee„o rige aufgrund der Verordnung von 50 April 1950

einen Rechte;nsr nrnch eu:■ Za.hlung einer Rente wegen der

l‘olgen eines außerhalb Polens erlittenen Ärbeitsunfelles

haben, wenn der Verletzte polnischer S Uetse■eeheilger

sei uni wenn er‚ was hier in Betrach‘ komme, in heutsch—

land wegen der_Folgen des Arbeitsnnfalles mindestens

eine 25%1ge Ün1‚llrente bez en habe„ Die letztgenannte

Voransse t'ung sei zwar im Falle des Klävere nicht gegeben„

Dies er Unte :eschied zwischen deutsch nem und polniechen

SG uner—Recht sei jedoch nach der Entscheidung des B

eblii chm Auferund der Au snunft dee golniscne

fdr nnelniderenten stehe aber auch fest‚ daß Personen?

die nicht iie eoln1s he Steetsengehori mleit besaßen„

lts in den polnisch besetzten

C

TIME

-ZG nen Rechtsen spruch auf Leistungen

end erlittenen ßrbe itsnnfellee
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hatteno Die Entscheidung der Frage‚ ob der vom Kläger

geltend gemachte Anspruch auf Zahlung einer Unfall—

rente von 20 VOH„ für die Zeit von 1954 bis 1958

gerechtfertigt sei, hänge hiernach davon ab, ob

der Kläger währ-nd seines Aufenthalts im polnisch

besetzten deutschen Gebiet die polnische Staats—

engehörigkeit besessen habe„ Diese Frage habe sich.

nicht klären lassen° Das Präsidium des Städtischen
Volksrates in Hindenburg, das nach der Auskunft

des Büros für Auslendsrenten für die Erteilung

dieser Auskunft zuständig sei‚ habe die Anfrage vom

12, August 1966 trotz Erinnerung vom 100 November 1966

Inicht beantwortet„ Irgendwelche anderen 3ienststellen,

die hierüber authentisch Auskunft geben könnten9

seien nicht bekannte Auch die Beteiligten könnten

hierzu keine Anregungen geben„ Der Kläger habe nach

seinen Angaben nur eine Urkunde über eine vorläufige

polnische Steatsengehörigkeit erhalten, aber im übri—

gen stets betont, nicht endgültig die polniSchel
Steatsengehörigkeit erwerben zu haben„ Da keine

'Anheltspunkte dafür vorhanden seien, daß diese An"
geben des K ägers unrichtig seien‚ lasse sich zu;

mindest nicht beweisen, daß er während seines Aufent—

halts im polnisch besetzten deutschen Gebiet die

endgültige polnische Steatsengehörigkeit besessen

habe und demzufolge einen Anspruch auf Unfallrente

gehabt haben 3er Mangel dieses Nechweises gehe‚ da

grundsätzlich Ünfallrenten auch während des Aufent»

helts des Anspruchsberechtigten in Gebieten außer—

'halb des Geltungsbereichs der EVO zu zahlen seien„

zu Lasten der Beklagten()

hit der vom LSG nicht zugelassenen Revision beantragt.

die Beklagte, ’

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils
die Klage abzuweisen„
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_ 6 _

Sie rügt, die von den LSG vertretene Rechtsauffassung

“über die Beweislastregelung in einem Falle der vor—
liegenden Art" sei nicht rechtsirrtumfrei° Indem das

Berufungsgericht rechtsirrtümlich eine Beweislast—

regelung angewendet habe, habe es schon dadurch einen

Verfahrensverstoß begangen° In der Regel sei an sich

auch in der Sozialgerichtsbarkeit davon auszugehen,

daß grundsätzlich die Beweislast für eine anspruchs—

vernichtende Tatsache dem Anspruchsschuldner, also hier

der Beklagten, obliege° Es seien aber Fälle denkbar,

in denen die Widerlegung der anspruchsvernichtenden

Tatsachen ausnahmsweise Sache des Ans1ruch stellers,-

hier also des Klägers, sei„ Dieser Fall scheine “hier

angesichts der eigenen tatsächlichen Feststellungen

des Vorderrichters eco, daß der K äger „, nach seinen

eigenen Angaben „0 eine Urkunde über seine vorläufige

polnische Staatsbürgerschaft erhalten hat“, gegeben zu

sein° Angesichts dieses Zugeständnisses hätte das LSG

noch durch weitere Rückfragen beim Internationalen

Arbeitsamt klären müssen, ob es für den vom LSG einge—

n0mmenen Rechtsstandpunkt einen Unterschied mache,

ob der Kläger "nur die vorläufige oder ob er die end—

gültige polnische Staatebürgerschaft besitzt”,

Als entscheidender Verfahrensverstoß werde aber neben

der vorstehend zusammengefaßten Edge geltend gemacht,

daß das LSG am 14, November 1966 die Parteien zur münd—

lichen Verhandlung des Rechtsstreits auf den 130 Dezember

7966 geladen und etwa um die gleiche Zeit, nämlich nur

einen Monat vor der auf den 150 Dezember anberaumten

abschließenden mündlichen Verhandlung, und zwar mit

Schreiben vom 100 November an das Präsidium des Städtischen

Volksrates — Abteilung für innere Krankheiten — in Zabrze

(Volksrepublik Polen) die Anfrage gerichtet habe, ob die
bisherigen dortigen Ermittlungen bezüglich der polnischen
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_ 7 _

Staatsangehörigkeit des Klägers zu einem Ergebnis

geführt hätten7 oder ob das angefragte Präsidium

in dieser Hinsicht nichts mehr habe feststellen

könneno Es liege auf der Hand, daß die Antwort auf
eine derartige Anfrage bei einer Dienststelle hinter

dem Eisernen Vorhang, selbst wenn eine polnische Über—

setzung beigefügt sei‚ nicht innerhalb eines nonats

habe erwartet werden können° Wenn das LSG eine längere

Zeit abgewartet hätte, wäre es in der Lage gewesen,

die bei ihm am 190 Januar 1967 eingelaufene Antwort
der Militär—%ission der Volksrepublik Polen, Konsular—

abteilung, zu Nr„ 58/B/2/67 vom 170 Januar 1967.}
wonach der Kläger in der hier entscheidenden Zeit

die polnische Staatsangehörigkeit gehabt habe, bei

seiner Entscheidung zu berücksichtigen°

Der Kläger beantragt,

die Revision als unzulässig zu.verwerfen°

Er mein
, die von der Beklagten erhobenen Rügen be—

zögen sich auf die Urteilsfindung, nicht auf das

Prozeßrecht;_das angefochtene Urteil hält er für

richtig° lm übrigen verweist er darauf, daß der

Reisepaß, den er zur Einreise nach Deutschland benö—

tigt habe, den Vermerk ”Nationalität nicht feststell—‘

bar” enthalten habe„

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt°

'II

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt‘

und begründet werden (@@164, 166 des Sozialgerichts—
gesetzes —SGG—)oDas LSG hat die Revision nicht zuge—
lassen; sie ist jedoch nach @ 162 Abs„ 1 Nr„ 2 SGG
statthafto
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Es kann für die hier zu treffende Entscheidung dahin—

stehen, wie im vorliegenden Fall die objektive Beweis—

last zwischen den Beteiligten verteilt war„ mit ihren

weiteren oben zusammengefaßten Vorbringen rügt die

Beklagte, das Berufungsgericht habe die ihm obliegende

Sachaufklärungspflicht (@103 sed) verletzte Dieser
Rüge ist begründete

Pur die Frage, ob das LSG den Sachverhalt unzureichend

erforscht und dadurch @ 103 SGG verletzt hat, kommt

es darauf an, ob der Sachverhalt, wie er dem LSG zur

Zeit der Urteilsfällung bekannt war, von dessen sachlich—

rechtlichem Standpunkt aus zur Entscheidung des Rechts—

streits ausreicht oder ob er das Berufungsgericht zu
weiteren Ermittlungen hätte drängen müssen (BSG in

SozR see @103 Nro 7)° ‘

Vom sachlich—rechtlichen Standpunkt des LSG kam es für

die Beurteilung der Frage, ob der vom Kläger geltend

gemachte Anspruch auf Zahlung einer Unfallrente von

20 VCH„ für die Zeit von 1954 bis 1958 gerechtfertigt

ist, darauf an, ob der Kläger während seines Aufent—

haltes im polnisch besetzten deutschen Gebiet die end—

gültige polnische Staatsangehörigkeit besessen hato

Zu diesem Zweck hat das LSG nicht nur die Anfrage an
das Präsidium des Städtischen Volksrates — Abteilung

für innere Krankheiten — in Zabrze vom 120 August 1966‚

ob der Kläger von 7946 bis märz 1958 die polnische

Staatsangehörigkeit besessen habe(} sondern auch die

Erinnerung vom 109 November 1966, ob die bisherigen

Ermittlungen in Zabrze bezüglich der polnischen Staats—

angehörigkeit des Klägers zu einem Ergebnis geführt

hätten oder ob das angefragte Präsidium in dieser

Hinsicht nichts mehrhabefeststellen können, für
erforderlich gehalteno Bas LSG hat trotzdem am 140 No—
vember 1966 die Beteiligten zur mündlichen Verhandlung
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..9...

auf den 130 Dezember 1966 geladen und an diesem Tage

abschließend mündlich verhandelt und entschieden,

die ?rage nach der polnischen Staatsangehörigkeit des

Klägers in der Zeit von 1946 bis März 1958 sei nicht

mehr zu klären, obgleich eine Antwort von Zebra (;
)

nocn

gar nicht vorlago Abgesehen davon, daß auf die im

August 1966 an das Präsidium des Städtischen Volks—

rates in Zabrze gerichtete Anfrage bis zum 100 Novem—

ber 1966 eine Antwort kaum erwartet werden konnte9

mußte sich das Berufungsgericht darüber im klaren

sein, daß auch auf die von ihm für notwendig gehaltene

Erinnerung vom 100 November 1966 nach den_gegehehen

und allgemein bekannten tatsächlichen Verhältnissen eine

Antwort binnen eines Monats nicht eingehen konnteo

Das LSG hätte deshalb den abschließenden Verhand—

lungstermin nicht bereits.auf den 130 Dezember 1966

ansetzen dürfen„ Das LSG hätte sich bei dieser Sach—

lage nicht mit den ihm vorliegenden Unterlagen für

seine Überzeugungsbildung zur Frage der Staatsange—

hörigkeit des Klägers in der fraglichen Zeit hegnügen

dürfen° Wäre das LSG, wie vorstehend dargelegt, ver—

fahren, hätte es bei seiner Entscheidung auch die ‘

bei ihm am 190 Januar 1967 eingelaufene Antwort der

Hilitär—4ission der Volksrqrblik Polen; Konsular—

abteilung, zu Nr„ 58/R/2/67 vom 170 Januar 1967 ver—
wenden können° Wenn das LSG dennoch in der Sache ent—

schieden hat‚ ohne die Beantwortung seiner Anfragen

vom 120 August 1966/10° November 1966 abzuwarten9

so ist insofern der Sachverhalt nicht ausreichend

aufgeklärt (% 1OBSGG)o Dieser von der Beklagten
gerügte Verfahrensmangel macht die Revision statthafto

hie damit_zulässige Revision ist auch begründet? Das

angefochtene Urteil beruht auf dem genannten Ver—

fahrensmangel„ Es besteht die Möälichkeitr.daß das
LSG —wenn es die Antwort auf die von ihm selbst als

_ 10 _
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noch notwendig gehaltene Aufklärung hätte — zu einer
änderen Feststellung hinsichtlich der Staatsangehörig—

lkeit des Klägers für die Zeit von 1946bis März 1958
gekommen wäreo Dee Ürteil des LSG war daher auqu—

heben, ohne daß es einer Prüfung bedurfte, ob noch

weitere von der Beklagten gerügten Verfehrensmängel

vorliegena Auch die Auskunft der üilitär—Eission der

Volksrepublik Polen9 Konsularebteilung, zu hro 38/R/2/67

vom 17° Januar 1967 läßt die Frage offen; ob der Kläger

in der fraglichen Zeit nur eine Urkunde über eine vor—
läufige polnische Steatsengehörigkeit erhalten hat,

wie er behauptet, oder ob er in dieser Zeit die end—

gültige polnische Steetsangehörigkeit besessen hate

Es fehlt jedenfalls an hinreichenden Feststellungen

zur Frage der Staatsengehörigkeit des Klägers für den

hier entscheidenden Zeitebschnitto Der Senat konnte

‘deshalb in der Sache keine Entscheidung treffen; der
Rechtsstreit war daher gemäß @ 170 Abs° 2 Satz 2 see
zu neuer Verhandlung und Entscheidung an des LSG

zurückzuverweiseno

Dabei wird das LSG auch—über die eußergerichtlichen

Kosten dieses Revisionsverfahrens mit zu entscheiden

habeno
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folgt berichtigtz

Auf Seite 8 Zeile @? von oben der Urschrift (=Seite 6 Zeile 5

von unten der Ausfertigung) und auf Seite 40 Zeile 8 von

unten der Urschrift (= Seite 8 Zeile 44 von unten der Aus“
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